
URTEIL VOM 29. 3. 1979 — RECHTSSACHE 121/77

1. Eine natürliche oder juristische Per­
son ist durch eine Bestimmung einer
Verordnung individuell betroffen,
wenn diese Bestimmung, obwohl allge­
mein gefaßt, in Wahrheit eine an na­
mentlich bezeichnete Adressaten ge­
richtete Sammelentscheidung darstellt.

2. Erfordert die Durchführung einer Ver­
ordnungsbestimmung Vollzugshand­
lungen der staatlichen Behörden, so
betrifft diese Bestimmung gleichwohl
die von ihr erfaßten natürlichen oder

juristischen Personen unmittelbar,
wenn der Vollzug rein automatischen
Charakter hat. Dies gilt um so mehr
dann, wenn der Vollzug nicht durch
innerstaatliche Vorschriften vermittelt

wird, sondern allein aufgrund der ge­
meinschaftsrechtlichen Regelung er­
folgt.

3. Aus Artikel 14 der Verordnung Nr.
459/68 ergibt sich, daß die Annahme
einer Verpflichtung des Exporteurs
oder der Exporteure zur Änderung ih­
rer Preise durch die Kommission den

Abschluß des Antidumpingverfahrens
nach sich zieht. Daher ist es zulässig,
daß ein und dasselbe Antidumpingver­
fahren zugleich mit einer solchen An­
nahme und mit einer Entscheidung
des Rates nach Artikel 17 dieser Ver­

ordnung endet, mit der die endgültige
Vereinnahmung der Beträge angeord­
net wird, die gemäß Artikel 15 der
Verordnung von der Kommission als
vorläufiger Antidumpingzoll festge­
setzt worden sind und für die vom be­

treffenden Exporteur bzw. den Expor­
teuren Sicherheit geleistet worden ist.

Das Argument, diese Verknüpfung sei
wirkungsvoll, um die Einhaltung der
Verpflichtungen zu überwachen und
bei Verstößen Sanktionen verhängen
zu können, ist zurückzuweisen, denn
die Bestimmungen der Verordnung
Nr. 459/68 und insbesondere deren
Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe d sehen

vor, daß die Kommission in einem sol­
chen Fall die Sachaufklärung im Sinne
von Artikel 10 wiederaufzunehmen
hat.

4. Hat der Rat einmal eine allgemeine
Verordnung zur Verwirklichung einer
der Zielsetzungen von Artikel 113 des
Vertrages erlassen, so kann er von
den so aufgestellten Regeln bei ihrer
Anwendung auf den Einzelfall nicht
abweichen, ohne Störungen im Recht­
setzungssystem der Gemeinschaft her­
vorzurufen und den Grundsatz der

Gleichheit der Bürger vor dem Gesetz
zu verletzen.

5. Aus Artikel 17 der Verordnung Nr.
459/68 geht hervor, daß eine Entschei­
dung zur Vereinnahmung der Be­
träge, für die auf der Grundlage vor­
läufiger Zölle Sicherheit geleistet wor­
den ist, nur zusammen mit der Einfüh­
rung eines endgültigen Antidumping­
zolls getroffen werden darf.
Insbesondere darf die Kommission
einen Beschluß über die Vereinnah­

mung der als Sicherheit geleisteten Be­
träge nur vorschlagen, wenn sie „ein
gemeinschaftliches Eingreifen", d. h.
die Einführung eines endgültigen Anti­
dumpingzolls, vorschlägt.

In der Rechtssache 121/77,

1. NACHI FUJIKOSHI CORPORATION, Tokio (Japan),

2. NACHI (DEUTSCHLAND) GmbH, Düsseldorf (Bundesrepublik Deutschland),
und

3. NACHI (UK) LIMITED, Birmingham (Vereinigtes Königreich),
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Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Lothar Nagel, Düsseldorf, Zustel­
lungsbevollmächtigter: Rechtsanwalt Claude Penning, 43, avenue du Dix-Sep­
tembre, Luxemburg,

Klägerinnen,

gegen

den RAT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN, vertreten durch den Direktor
im Juristischen Dienst des Rates Hans-Jürgen Lambers als Bevollmächtigten,
Beistand: Rechtsanwalt Arved Deringer, Köln, Zustellungsbevollmächtigter:
Herr J. N. van den Houten, Europäische Investitionsbank, 2, Place de Metz,
Luxemburg,

Beklagter,

und

die FEBMA (Federation of European Bearing Manufacturers' Associations),
Frankfurt, Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dietrich Ehle, Köln, Zustel­
lungsbevollmächtigte: Frau Jeanne Housse, Huissier, 21, rue Aldringen,
Luxemburg,

Streithelferin,

wegen Aufhebung der Verordnung Nr. 1778/77 des Rates vom 26. Juli 1977
zur Einführung eines Antidumpingzolls für Kugellager und Kegelrollenlager
mit Ursprung in Japan (ABl. L 196, S. 1)

erläßt

DER GERICHTSHOF

unter Mitwirkung des Präsidenten H. Kutscher, der Kammerpräsidenten
J. Mertens de Wilmars und Mackenzie Stuart, der Richter A. M. Donner,
P. Pescatore, M. Sørensen, A. O'Keeffe, G. Bosco und A. Touffait,

Generalanwalt: J.-P. Warner
Kanzler: A. Van Houtte

folgendes
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URTEIL

Tatbestand

Der Sachverhalt, der Verfahrensablauf so­
wie die Anträge und das Vorbringen der
Parteien lassen sich wie folgt zusammen­
fassen :

I — Sachverhalt und Verfahren

a) Einschlägige Rechtsvorschriften
Die Verordnung Nr. 459/68 des Rates
vom 5. April 1968 über den Schutz gegen
Praktiken von Dumping, Prämien oder
Subventionen aus nicht zur Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft gehörenden Län­
dern (ABl. L 93, S. 1) (geändert durch
die Verordnung Nr. 2011/73 des Rates
vom 24. Juli 1973 (ABl. L 206, S. 3), re­
gelt die Modalitäten und das Verfahren
der Vorbereitung von Antidumpingmaß­
nahmen. Diese Maßnahmen fallen auf­

grund der in Artikel 113 EWG-Vertrag
von den Mitgliedstaaten vorgenommenen
Zuständigkeitsübertragung in die Zustän­
digkeit der EWG. Die EWG-Regelung
entspricht dem Antidumping-Kodex des
Gatt (1. UN Treaties Series, Vol. 651,
Nr. 840, S. 321 ff., 2. ABl. 1968 L 305,
S. 12).

Im Einklang mit den Gatt-Bestimmungen
kann nach Artikel 2 der Verordnung ein
Antidumpingzoll erhoben werden, wenn
a eine Ware Gegenstand eines Dumpings
ist und b das Verbringen dieser Ware auf
den Markt der Gemeinschaft eine bedeu­

tende Schädigung eines bestehenden
Wirtschaftszweiges der Gemeinschaft ver­
ursacht oder zu verursachen droht oder

die Errichtung des Wirtschaftszweiges er­
heblich verzögert. Artikel 3 präzisiert
den Dumpingbegriff dahin, daß der
„Ausfuhrpreis nach der Gemeinschaft
niedriger ist als der vergleichbare Preis
... im ausführenden Ursprungsland";

diese Begriffsbestimmung wird dann nä­
her erläutert. Artikel 4 grenzt den Begriff
der Schädigung ab.
Das normale Verfahren beginnt damit,
daß eine natürliche oder juristische Per­
son oder eine Vereinigung ohne Rechts­
persönlichket einen Antrag an einen Mit­
gliedstaat oder an die Kommission rich­
tet (Art. 6 und 7). Ein Mitgliedstaat kann
gleichfalls die Kommission anrufen (Art.
8). Ist der Antrag nicht von vornherein
abzuweisen, so leitet die Kommission in
Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten
die Sachaufklärung ein, die sich gleichzei­
tig auf das Dumping und die Schädigung
erstreckt (Art. 10 Abs. 1). Die sonstigen
Bestimmungen des Artikels 10 sowie die
Bestimmungen des Artikels 11 regeln
diese Sachaufklärung. Artikel 10 Absatz
4 lautet: „Die Kommission gibt dem An­
tragsteller und den bekanntermaßen be­
troffenen Einführern und Ausführern . . .

Gelegenheit, alles für die Vertretung ih­
rer Interessen erheblichen Unterlagen ein­
zusehen, die nicht vertraulich im Sinne
von Artikel 11 sind und die in dem Anti­

dumping-Prüfungsverfahren verwendet
werden".

Die Artikel 12 und 13 sehen die Einset­

zung eines beratenden „Ausschusses"
vor; er besteht aus Vertretern der Mit­
gliedstaaten, ein Vertreter der Kommis­
sion führt den Vorsitz. Die Konsultatio­
nen des Ausschusses erstrecken sich insbe­

sondere auf das Bestehen und die Spanne
des Dumpings, das Vorliegen und den
Umfang der Schädigung sowie auf die
Maßnahme, die zur Behebung der Aus­
wirkungen des Dumpings geeignet sind.
Stellt sich nach Abschluß der Konsultatio­

nen heraus, daß nach einstimmiger Auf-
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fassung keine Schutzmaßnahme erforder­
lich ist, so ist das Verfahren abgeschlos­
sen. Andernfalls legt die Kommission
dem Rat einen Bericht „über das Ergeb­
nis der Konsultation" sowie einen Vor­

schlag für den Abschluß des Verfahrens
vor. „Genehmigt der Rat den Vorschlag
der Kommission mit qualifizierter Mehr­
heit, so ist das Verfahren abgeschlossen.
Das gleiche gilt, wenn der Rat innerhalb
eines Monats keinen Beschluß gefaßt
oder die Kommission nicht mit qualifi­
zierter Mehrheit ersucht hat, die Sachauf­
klärung wiederaufzunehmen" (Art. 14
Abs. 1).
Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe a be­
stimmt:

„Der vorstehende Absatz findet auch An­
wendung, wenn sich die Ausführer wäh­
rend der Sachaufklärung freiwillig ver­
pflichten, ihre Preise so zu ändern, daß
die Dumpingspanne entfällt, oder die
Ausfuhr der betreffenden Ware nach der

Gemeinschaft zu unterlassen, sofern die
Kommission nach Kenntnisnahme der im

Ausschuß abgegebenen Stellungnahmen
diese Lösung für annehmbar hält".

Durch die Verordnung Nr. 2011/73 des
Rates (ABl. L 206, S. 3) wurde Artikel 14
Absatz 2 unter anderem durch folgenden
Buchstaben d ergänzt:
„Stellt die Kommission fest, daß die von
den Ausführungen eingegangenen Ver­
pflichtungen umgangen, nicht eingehal­
ten oder gekündigt worden sind und daß
aus diesem Grunde Schutzmaßnahmen er­

forderlich sein könnten, unterrichtet sie
hiervon unverzüglich die Mitgliedstaaten
und nimmt die Sachaufklärung im Sinne
von Artikel 10 wieder auf."

Die Vertreter des Ausfuhrlandes und die
unmittelbar betroffenen Parteien werden
von dem Abschluß des Verfahrens unter­

richtet, der, wenn nicht besondere
Gründe entgegenstehen, im Amtsblatt ver­
öffentlicht wird.

Nach Artikel 15 der Verordnung Nr.
459/69 kann die Kommission eine „vor­
läufige Maßnahme" ergreifen; diese be-

steht in der Festsetzung (Vomhundertsat­
zes eines) Antidumpingzolls, der nicht ge­
zahlt zu werden braucht, für den die Ein­
führer aber Sicherheit zu leisten haben

und „dessen Vereinnahmung nach Maß­
gabe des späteren Beschlusses des Rates
aufgrund von Artikel 17 erfolgt".
Artikel 17 betrifft das endgültige Schick­
sal der vorläufigen Antidumpingzölle
und hat folgenden Wortlaut:
1. Ergibt sich aus der endgültigen Fest­

stellung der Tatsachen, daß Dumping
und Schädigung vorliegen, und erfor­
dern die Interessen der Gemeinschaft

ein gemeinschaftliches Eingreifen, so
legt die Kommission nach Kenntnis­
nahme der im Ausschuß abgegebenen
Stellungnahmen dem Rat einen Vor­
schlag vor. Dieser Vorschlag umfaßt
auch die in Absatz 2 genannten Fra­
gen.

2. a) Der Rat beschließt mit qualifizier­
ter Mehrheit. Ist Artikel 15 Absatz

1 angewandt worden, so bestimmt
der Rat unbeschadet von Artikel

15 Absatz 2, inwieweit der Betrag,
für den auf der Grundlage eines
vorläufigen Zolls Sicherheit gelei­
stet wurde, endgültig zu vereinnah­
men ist.

b) Die endgültige Vereinnahmung die­
ses Betrages kann nicht beschlos­
sen werden, wenn sich nicht aus
der endgültigen Feststellung der
Tatsachen ergibt, daß eine bedeu­
tende Schädigung — und nicht nur
die Drohung einer bedeutenden
Schädigung oder eine erhebliche
Verzögerung bei der Errichtung
eines Wirtschaftszweiges — vor­
liegt, oder daß eine solche Schädi­
gung verursacht worden wäre,
wenn keine vorläufigen Maßnah­
men angewandt worden wären".

Die Antidumpingzölle werden durch Ver­
ordnung festgesetzt (Art. 19 Abs. 1). Arti-
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kel 20 Absatz 1 der Verordnung Nr.
459/68 sieht in Übereinstimmung mit Ar­
tikel 8 Buchstabe b des Antidumping-Ko­
dex des Gatt vor, daß die Bezeichnung
der Waren die Angabe des Lieferanten
umfaßt. Artikel 20 Absatz 2 erlaubt Aus­

nahmen von dieser Regel nur, wenn es
aus praktischen Gründen nicht möglich
ist, alle Lieferanten aufzuführen.

Die Importeure, die den Nachweis erbrin­
gen wollen, daß dem Antidumpingzoll
unterworfene Waren nicht Gegenstand
eines Dumpings sind, können Rechtsbe­
helfe im Verwaltungsverfahren erheben
(Art. 19 Abs. 4)

b) Sachverhalt
Mit Schriftsatz vom 15. Oktober 1976

stellte das Committee of the European
Bearing Manufacturers' Associations,
einer Vereinigung, die seinerzeit ohne
Rechtspersönlichkeit war und aus dem
deutschen, dem britischen und dem fran­
zösischen Fachverband bestand, bei der
Kommission einen Antrag, der die Dum­
pingspraktiken der japanischen Kugel­
lagerhersteller betraf.
Nach Beratung mit den Mitgliedstaaten
entschied die Kommission am 9. Novem­

ber 1976, das offizielle Antidumping-Prü­
fungsverfahren einzuleiten. Sie unterrich­
tete davon die japanische Mission bei
den Gemeinschaften und verschickte

einen Fragebogen an alle ihr damals be­
kannten Exporteure und Importeure für
japanische Kugellager; die erforderliche
Bekanntmachung erschien im Amtsblatt
C 268 (S. 2) vom 13. November 1976.

Nachdem die Antworten auf die Fragebo­
gen eingegangen waren, fand am 18. und
19. Januar 1977 ein Zusammentreffen
der europäischen und der japanischen In­
dustrie statt, bei dem Gelegenheit be­
stand, die jeweiligen Ansichten und Argu­
mente vorzubringen.

Mit der Verordnung Nr. 261/77 vom
4. Februar 1977 (ABl. L 34, S. 60), verlän­
gert durch die Verordnung Nr. 944/77
des Rates (ABl. L 112, S. 1), führte die

Kommission einen vorläufigen Antidum­
pingzoll von 20 % für Kugellager und
Kegelrollenlager sowie deren Teile mit
Ursprung in Japan ein. Die Höhe des
Zollsatzes wurde auf 10 % festgesetzt
für Waren, die von den Firmen Nachi
Fujikoshi Corp. und Koyo Seiko Co.
Ltd., hergestellt und ausgeführt wurden.
Die Kommission stellte sodann in den

Monaten Februar bis April 1977 Untersu­
chungen bei den europäischen Tochterge­
sellschaften (in Frankreich, Großbritan­
nien und Deutschland) der japanischen
Firmen an. Da diese Tochtergesellschaf­
ten mit den Herstellern verbunden wa­

ren, stützte sie sich für ihre Berechnung
der Ausfuhrpreise auf den Preis, „zu
dem die eingeführte Ware erstmals an
einen unabhängigen Käufer weiterver­
kauft wird" (Art. 3 Abs. 3 der Verord­
nung Nr. 459/68). Wegen der großen
Verschiedenartigkeit der angebotenen
Warentypen legte sie für die einzelnen
Unternehmen ein Sortiment repräsentati­
ver Erzeugnisse zugrunde und ermittelte
Durchschnittspreise. Schließlich wurden
die festgestellten Preise um einen festen
Prozentsatz vermindert, um so den für
den Vergleich mit den gemeinschaftsinter­
nen Preisen maßgeblichen Ausfuhrpreis
zu gewinnen.

Vom 18. bis zum 28. April 1977 fand in
Japan bei den vier wichtigsten Herstel­
lern eine Untersuchung statt, die von
einer Sachverständigengruppe der Kom­
mission in Zusammenarbeit mit einem

Wirtschaftsprüfer, einem Sachverständi­
gen des Vereinigten Königreichs und
einem Sachverständigen der Bundesrepu­
blik Deutschland durchgeführt wurde.
Von Ende Mai bis Ende Juni 1977 fan­
den zwischen der Kommission und den

japanischen Kugellagerherstellern Ver­
handlungen über die Möglichkeit einer
Verpflichtung hinsichtlich der Preise
statt. Nach vierwöchigen Erörterungen
unterzeichneten die vier wichtigsten Her­
steller am 20. Juni 1977 Zusagen über
eine Erhöhung der Preise.
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Am 26. Juli 1977 traf der Rat endgültige
Maßnahmen, indem er die Verordnung
Nr. 1778/77 zur Einführung eines Anti­
dumpingzolls für Kugellager und Kegel­
rollenlager mit Ursprung in Japan erließ.
Mit Artikel 1 führt die Verordnung Nr.
1778/77 einen endgültigen Antidumping­
zoll von 15 % ein, dessen Anwendung je­
doch ausgesetzt wird. Nach Artikel 2
überwacht die Kommission in Zusammen­

arbeit mit den Mitgliedstaaten die Einhal­
tung der von den wichtigsten japanischen
Herstellern gegebenen Zusagen, ihre
Preise zu ändern; sobald sie feststellt,
daß diese Verpflichtungen umgangen,
nicht länger eingehalten oder gekündigt
werden, hebt sie nach Anhörung der Mit­
gliedstaaten im Rahmen des in Artikel 12
der Verordnung Nr. 459/68 vorgesehe­
nen beratenden Ausschusses, der inner­
halb von fünf Tagen einberufen wird, die
Aussetzung des endgültigen Zolls sofort
auf.

Aufgrund von Artikel 17 Absatz 2 Buch­
stabe a der Verordnung Nr. 459/68 be­
stimmt Artikel 3 der Verordnung Nr.
1778/77:

„Die im Rahmen des vorläufigen Zolls
gemäß Verordnung (EWG) Nr. 261/77,
verlängert durch die Verordnung (EWG)
Nr. 944/77, als Sicherheit geleisteten Be­
träge für Waren, die von den nachste­
hend aufgeführten Erzeugern hergestellt
und ausgeführt werden, werden endgül­
tig vereinnahmt, soweit sie den in dieser
Verordnung festgelegten Zollsatz nicht
überschreiten: Koyo Seiko Company
Limited, Nachi Fujikoshi Corporation,
NTN Toyo Bearing Company Limited,
Nippon Seiko KK".
Die Verordnung Nr. 1778/77 wurde am
3. August 1977 im Amtsblatt (L 196,
S. 1) veröffentlicht.

Am gleichen Tag nahm die Kommission
die von den japanischen Herstellern am
20. Juni 1977 gegebenen Zusagen an.

c) Streitgegenstand
Die Klage richtet sich gegen die Verord­
nung Nr. 1778/77 des Rates. Die Kläge-

rinnen machen geltend, sie hätten sich im
Laufe der Verhandlungen, die dem In­
krafttreten der Verordnung Nr. 261/77
zur Einführung eines vorläufigen Anti­
dumpingzolls gefolgt seien, durch Ver­
einbarung vom 20. Juni 1977 verpflichtet,
keine Praktiken mehr anzuwenden,
welche die Kommission für unannehm­

bar erachte; mit Fernschreiben vom
3. August 1977 habe die Kommission ihr
Einverständnis mit den gegebenen Zusa­
gen erklärt.
Unter diesen Umständen sei die Verord­

nung Nr. 1778/77 nicht gerechtfertigt.
Allgemein bringen die Klägerinnen noch
vor, die ihnen vorgeworfenen Dumping­
praktiken seien nicht rechtlich hinrei­
chend und den Anforderungen der Vor­
schriften des GATT wie auch des Ge­

meinschaftsrecht entsprechend nachge­
wiesen.

d) Verfahren
Die Klageschrift vom 7. Oktober 1977 ist
am 10. Oktober 1977 in das Register der
Kanzlei des Gerichtshofes eingetragen
worden. Am 12. Oktober 1977 haben die

Klägerinnen beim Gerichtshof den Erlaß
einstweiliger Anordnungen beantragt.
Am 9. November 1977 hat der Präsident

des Gerichtshofes im Wege der einstweili­
gen Anordnung durch Beschluß unter an­
derem die Anwendung von Artikel 3 der
Verordnung Nr. 1778/77 des Rates auf
die Klägerin Nachi (UK) Ltd. bis zum Er­
laß des Endurteils in der Rechtssache

121/77 für den von Nachi (UK) Ltd. auf­
grund der vorgenannten Bestimmung ge­
schuldeten, aber noch nicht entrichteten
Betrag ausgesetzt, sofern und solange
Nachi (UK) Ltd. für die Erfüllung ihrer
Verpflichtung in Höhe dieses Betrages
Sicherheit leistet (Slg. 1977, 2107).
Die „Federation of European Bearing
Manufacturers' Associations" (FEBMA)
ist auf ihren am 7. November 1977 in das
Register eingetragenen Antrag durch Be-
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schluß des Gerichtshofes vom 30. Novem­
ber 1977 als Streithelferin zur Unterstüt­

zung der Anträge des beklagten Rates zu­
gelassen worden.

Mit am 30. Dezember 1977 eingereichten
Schriftsatz hat der Rat gemäß Artikel 91
der Verfahrensordnung beantragt, der
Gerichsthof möge vorab über den Ein­
wand der Unzulässigkeit der Klage ent­
scheiden. Die Streithelferin hat ihre Er­

klärungen zum Einwand der Unzulässig­
keit am 16. Februar 1978 eingereicht; die
Klägerinnen haben sich am 3. März 1978
geäußert.
Auf Bericht des Berichterstatters und

nach Anhörung des Generalanwalts hat
der Gerichtshof am 12. April 1978 be­
schlossen, die Entscheidung dem Endur­
teil vorzubehalten.

Auf Bericht des Berichterstatters und

nach Anhörung des Generalanwalts hat
der Gerichtshof beschlossen, ohne vorhe­
rige Beweisaufnahme die mündliche Ver­
handlung zu eröffnen.

Der Gerichtshof hat jedoch nach Artikel
21 des Protokolls über die Satzung des
Gerichtshofes der EWG die Parteien und

die Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften aufgefordert, einige Fragen
zu beantworten.

II — Anträge der Parteien

Die Klägerinnen beantragen zu erken­
nen,

— die Verordnung (EWG) Nr. 1778/77
des Rates der Europäischen Gemein­
schaften vom 26. Juli 1977 wird für
nichtig erklärt und aufgehoben;

— die Kosten des Verfahrens werden

dem Beklagten auferlegt;
hilfsweise

— Artikel 3 der Verordnung (EWG)
Nr. 1778/77 vom 26. Juli 1977 wird
für nichtig erklärt und aufgehoben;

— die Kosten des Verfahrens werden

dem Beklagten auferlegt.

Der Beklagte beantragt,
— der Gerichtshof möge die Klage als

unzulässig, hilfsweise: als unbegrün­
det abweisen;

— der Gerichtshof möge den Klägerin­
nen die Kosten des Verfahrens aufer­

legen.

Die Streithelferin beantragt,
— die Klage als unzulässig, hilfsweise

als unbegründet abzuweisen;
— den Klägerinnen die Kosten des Ver­

fahrens aufzuerlegen, einschließlich
der Kosten der Intervention.

III — Angriffs- und Verteidi­
gungsmittel der Parteien

Zur Zulässigkeit
Die Klägerinnen führen in der Klage­
schrift aus, die Verordnung Nr. 1778/77
sei als Entscheidung im Sinne des Arti­
kels 173 Absatz 2 EWG-Vertrag anzuse­
hen. Die Verordnung betreffe sie unmit­
telbar und individuell, was durch die Tat­
sache bestätigt werde, daß die Untersu­
chungen der Kommission ausschließlich
bei den vier genannten japanischen Ge­
sellschaften und ihren Tochtergesellschaf­
ten durchgeführt worden seien.
In seinem Schriftsatz zur Zulässigkeit
wie auch in der Klagebeantwortung be­
merkt der Rat, die Verordnung Nr.
1778/77 sei ein normativer Akt, der die
Klägerinnen nicht unmittelbar und indivi­
duell betreffen könne, wie Artikel 173
das erfordere.

Artikel 2 der Verordnung verpflichte die
Kommission lediglich, die Einhaltung der
von den japanischen Herstellern gegebe­
nen Zusagen sowie die Entwicklung der
Einfuhren und des Gemeinsamen Mark­
tes zu überwachen.
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Auch Artikel 3 betreffe weder den Her­

steller noch die Importeure unmittelbar
und individuell.

Nach Auffassung der Streithelferin fehlt
den Klägerinnen das Rechtsschutzinter­
esse für eine Klage gegen die Artikel 1
und 2 der angegriffenen Verordnung, die
ihnen gegenüber den eingeführten Zoll le­
diglich aussetze.

In ihren Erklärungen zum Zwischenstreit­
antrag weisen die Klägerinnen das Vor­
bringen des Rates und der Streithelferin
zurück und bleiben bei ihrer Auffassung,
daß die Klage zulässig sei.
In der Gegenerwiderung macht der Rat
geltend, die Verhängung eines Antidum­
pingzolls sei keine individuelle Verbots­
oder gar Sanktionsentscheidung wie etwa
die nach den Wettbewerbsvorschriften ge­
troffenen Maßnahmen. Es handele sich

um eine handelspolitische Maßnahme,
die zum Schutze bestimmter Industrie­

zweige der Gemeinschaft ergriffen
werde, also um eine Maßnahme allgemei­
ner Art.

Unter Berufung auf die Rechtsprechung
des Gerichtshofes bleibt der Rat dabei,
daß die Klägerinnen nicht geltend ma­
chen könnten, sie seien durch die ange­
fochtene Verordnung insgesamt oder
durch deren Artikel 3 unmittelbar und in­
dividuell betroffen.

Auch die von der Klägerin zu 1) einge­
gangene Verpflichtung (,,undertaking")
schaffe kein individuelles und unmittelba­
res Betroffensein.

Zur Begründetheit
Den Klägerinnen zufolge ist die Verord­
nung Nr. 261/77 wegen fehlender Zu­
ständigkeit nichtig. Nur der Rat hätte
eine vorläufige Maßnahme treffen kön­
nen. Artikel 15 der Verordnung Nr.
459/68 widerspreche dem Grundsatz der
Gewaltenteilung, so wie er im Vertrag
verankert sei.

Außerdem sei die Verordnung Nr.
261/77 wegen fehlender Begründung
nichtig, da sie nicht erkennen lasse, auf-

grund welcher Tatsachen die Kommis­
sion zu dem Ergebnis gekommen sei,
daß tatsächlich ein Dumping oder eine
bedeutende Schädigung vorgelegen habe.
Es sei nicht möglich zu erkennen, ob die
Verordnung Nr. 1778/77 mit einer quali­
fizierten Mehrheit zustande gekommen
sei. Im übrigen sei auch diese Verord­
nung mit einem Begründungsmangel be­
haftet, und zwar sowohl hinsichtlich der
Feststellung eines Dumping als auch hin­
sichtlich der Feststellung einer bedeuten­
den Schädigung.
Ferner liege eine Verletzung von Artikel
10 Absatz 4 der Verordnung Nr. 459/68
vor, denn die Kommission habe den
Klägerinnen keine Gelegenheit gegeben,
alle für die Vertretung ihrer Interessen er­
heblichen Unterlagen einzusehen.
Schließlich stehe die Verordnung Nr.
1778/77 nicht im Einklang mit Artikel 3
Absätze 3 und 4 der Verordnung Nr.
459/68. Sie habe Verbindungen zwi­
schen den japanischen Exporteuren und
den Importeuren in Europa unterstellt,
ohne den Nachweis einer Preismanipula­
tion zu erbringen. Dies gelte namentlich
für alle Lieferungen der Klägerin zu 1 an
die Firma ISO in Paris, die mit der
Nachi-Gruppe in keiner Weise konzern­
rechtlich verbunden sei.

Mit ihrer Berechnungsweise für die Aus­
fuhrpreise hätten die Kommission und
ihr folgend der Rat es versäumt, auf Ver­
käufe abzustellen, „die zu möglichst
nahe beieinander liegenden Zeitpunkten
vorgenommen wurden".
Da die Klägerin zu 1 eine Zusage gege­
ben habe, habe sie annehmen dürfen,
daß das Antidumpingverfahren abge­
schlossen würde. Sie habe sich an ihre

Zusage gehalten; daher hätten Rat und
Kommission mit der angefochtenen Ent­
scheidung gegen den Grundsatz von
Treu und Glauben verstoßen, der nicht
nur das Privatrecht der Länder der Ge­
meinschaft beherrsche sondern auch das
öffentliche Recht.
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Nach einer Darstellung der Verhältnisse
auf dem Kugellagermarkt sowie der Vor­
geschichte des Rechtsstreits führt der Rat
aus, bei Antidumpingverfahren handele
es sich um Situationen, bei denen einer­
seits ein wirtschaftlich komplizierter und
im Tatsächlichen umstrittener Sachver­

halt zu beurteilen sei, andererseits aber
eine mindestens vorläufige, möglichst so­
gar endgültige Entscheidung schnell ge­
troffen werden müsse. Das Verfahren
müsse also für die verantwortlichen Be­

hörden, hier die Kommission, so prakti­
kabel sein, daß es seinen wirtschaftlichen
Zweck erreiche (,,effet utile").

Die Ermittlungspflichten der Behörden
fänden ihre Grenze in einer korrespondie­
renden Pflicht der Bürger, zur Aufklä­
rung insbesondere dann beizutragen,
wenn es sich um Tatsachen handele, die
allein den betroffenen Unternehmen zu­

gänglich seien. Eine Verletzung der Er­
mittlungspflichten der Behörden könne
daher nicht mehr gerügt werden, wenn
die Beteiligten keine hinreichenden Anga­
ben machten. Die Mitwirkungspflicht be­
schränke sich nicht nur auf die Angaben
von Tatsachen, sondern erstrecke sich
auch auf deren Nachweis. Der Beklagte
beruft sich hierfür auf einige Passagen
des Urteils vom 16. Dezember 1963

(Rechtssache 18/62, Barge/Hohe Be­
hörde, Slg. 1963, 561).
Die Rüge, die Kommission habe den
Klägerinnen keine Gelegenheit gegeben,
alle für die Vertretung ihrer Interessen er­
heblichen Unterlagen einzusehen, ent­
behre der Grundlage. Die Kommission
habe nur solche Tatsachen berücksich­

tigt, die ihr von den Klägerinnen oder
den anderen betroffenen Unternehmen

mitgeteilt und von diesen nicht bestritten
worden seien. Die Kommission sei nicht

verpflichtet, mit den Klägerinnen die Aus­
wertung dieser Tatsachen, insbesondere
die Kalkulation der Dumpingspanne, zu
erörtern. Die Begründung der Verord­
nung Nr. 261/77 und der Verordnung
Nr. 1778/77 habe den Anforderungen
der Rechtsprechung genügt, wonach die
Begründung einer Verordnung sich

darauf beschränken könne, die Gesamt­
lage anzugeben, die zum Erlaß der Maß­
nahme geführt habe, und die allgemeinen
Ziele zu bezeichnen, die mit ihr erreicht
werden sollten.

Was die Angabe betreffe, daß die Verord­
nung Nr. 1778/77 mit einer qualifizier­
ten Mehrheit zustande gekommen sei,
macht der Rat geltend, keine Vorschrift
verlange, daß dies in der Verordnung
selbst angegeben sein müsse.
Hinsichtlich der zum materiellen Recht

erhobenen Rügen führt der Rat aus, die
Verordnung Nr. 1778/77 sei nicht nur
auf die Verordnung Nr. 459/68 sondern
auch auf Artikel 113 des Vertrages ge­
stützt. Selbst wenn also die angefochtene
Verordnung durch die Vorschriften der
Verordnung Nr. 459/68 nicht gedeckt
wäre, würde immer noch Artikel 113 des
Vertrages als Rechtsgrundlage genügen,
da die Einführung eines Antidumping­
zolls ein sehr wesentliches Mittel der

Handelspolitik sei. Artikel 1 Absatz 2 der
Verordnung Nr. 459/68 bestimme aus­
drücklich, daß die nachfolgenden Artikel
dieser Verordnung den Erlaß besonderer
Maßnahmen nicht ausschlössen.

Im Hinblick auf die besondere Natur der

Antidumpingmaßnahmen sei die Kommis­
sion berechtigt gewesen, sich bei ihren
Berechnungen auf eine repräsentative
Auswahl der fraglichen Erzeugnisse zu
stützen; diese Auswahl sei im übrigen mit
den betroffenen Unternehmen erörtert
worden.

Unter den angegebenen Umständen habe
die Kommission tatsächlich die auf dem

Inlandsmarkt angewandten Preise und
die Ausfuhrpreise zu möglichst nahe
beieinander liegenden Zeitpunkten, hier
in der ersten Hälfte des Jahres 1976,
verglichen. Die Rüge, Artikel 3 Absatz 3
der Verordnung Nr. 459/68 sei auf die
Klägerinnen und auf die Beziehungen
zwischen der Klägerin zu 1 und der
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Firma ISO nicht anwendbar, gehe fehl.
Diese Vorschrift setze weder den Nach­
weis noch auch nur den Verdacht einer

Preismanipulation voraus. Sie gehe viel­
mehr von der, nach Meinung des Rates
wohl unbestreitbaren, Tatsache aus, daß
die Preisgestaltung zwischen dem Ausfüh­
rer und einem mit ihm konzernrechtlich
oder in anderer Weise verbundenen Ein­

führer grundsätzlich keine zuverlässige
Basis für einen Preisvergleich abgebe.

Die Ergebnisse der Ermittlungen der
Kommission zur Frage der Schädigung
durch das Dumping seien in der 13. bis
17. Begründungserwägung der angefoch­
tenen Verordnung ausführlich wiederge­
geben; sie werden vom Beklagten kom­
mentiert.

Das Vorbringen der Klägerinnen, nach
Abgabe einer Zusage (undertaking)
müsse das Verfahren eingestellt werden,
könne nicht auf den Wortlaut von Arti­
kel 14 Absatz 2 Buchstabe a der Grund­

verordnung gestützt werden. Da im bera­
tenden Ausschuß Einwendungen gegen
den sofortigen Abschluß des Verfahrens
erhoben worden seien, habe die Kommis­
sion dem Rat einen Bericht sowie einen

Vorschlag vorlegen müssen. Sie habe die
Zusage nur im Rahmen einer Gesamtre­
gelung als ausreichend ansehen können,
wie sie dem Rat dann vorgeschlagen
habe. Der Tatsache des undertakings sei
durchaus Rechnung getragen worden, da
der Antidumpingzoll durch Artikel 2 der
Verordnung Nr. 1778/77 für die Zu­
kunft ausgesetzt worden sei.

Die Einziehung der nach der Verord­
nung Nr. 261/77 von den Einführern hin­
terlegten Sicherheiten sei keineswegs eine
Strafe, sondern eine logische Folge aus
dem festgestellten Dumping gewesen.
Eine andere Lösung als die des Artikels 3
der angefochtenen Verordnung wäre
höchst unbillig. Die japanischen Herstel­
ler hätten sich erst ganz allmählich zu
Gesprächen über ein undertaking herbei­
gelassen. Das undertaking sei erst über
sieben Monate nach Einleitung des Ver­
fahrens und über fünf Monate nach Fest-

setzung des vorläufigen Zolls unterzeich­
net worden. Wollte man in einer solchen

Situation die hinterlegten Sicherheiten
freigeben, so wäre dies eine eindeutige
Belohnung für eine erfolgreiche Verzöge­
rungstaktik.
Zur angeblichen Ungültigkeit der Verord­
nung Nr. 261/77 führt der Rat aus, die
Kommission sei zum Erlaß dieser Verord­

nung durch Artikel 15 der Grundverord­
nung ermächtigt gewesen. Im übrigen ver­
weist der Rat auf seine Ausführungen zu
den gegen die Verordnung Nr. 1778/77
erhobenen Rügen. Selbst wenn aber die
Verordnung Nr. 261/77 nichtig gewesen
wäre, würde das noch nicht die Nichtig­
keit des Artikels 3 der Verordnung Nr.
1778/77 nach sich ziehen, da dieser auf­
grund neuer, vollständigerer Tatsachener­
mittlungen erlassen worden sei.
Die Streitheifenn unterstützt in ihrem
Schriftsatz das gesamte Vorbringen des
Rates.

Die Klägerinnen bleiben in ihrer Erwide­
rung bei der Auffassung, daß nur der
Rat einen vorläufigen Antidumpingzoll
festsetzen könne. Wenn die Begründung
der Verordnungen Nrn. 261/77 und
1778/77 den an die Begründung von Ver­
ordnungen zu stellenden Anforderungen
genügen sollten, so handele es sich doch
vorliegend um Entscheidungen.

Die Klägerinnen bitten den Gerichtshof,
von dem Beklagten den Nachweis zu ver­
langen, daß die angefochtene Verord­
nung mit qualifizierter Mehrheit zu­
stande gekommen ist.
Die Argumentation des Rates, Artikel
113 des Vertrages könne unabhängig von
den Bestimmungen der Verordnung Nr.
459/68 eine ausreichende Rechtsgrund­
lage für die angefochtene Verordnung
sein, wird von den Klägerinnnen ebenso
abgelehnt wie die Auslegung, die der Rat
Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung Nr.
459/68 gibt.
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Die Klägerinnen bleiben auch dabei, daß
sie nicht über die Absicht der Kommis­

sion unterrichtet worden seien, die Aus­
fuhrpreise nach der Methode des Arti­
kels 3 Absatz 3 der Grundverordnung zu
ermitteln.

Der Beklagte räume selbst ein, daß der
Vergleich zwischen den Ausfuhrpreisen
und den Inlandspreisen nicht zu mög­
lichst nahe beieinander liegenden Zeit­
punkten erfolgt sei. Auch in anderer Hin­
sicht sei die Methode des Artikels 3 Ab­

satz 3 der Grundverordnung unrichtig .n­
gewandt worden und habe so zu erhebli­
chen Ungenauigkeiten geführt.
Abgesehen davon sei die Anwendung der
genannten Methode weder hinsichtlich
der Beziehungen zwischen den Klägerin­
nen untereinander noch insbesondere hin­

sichtlich der Beziehungen zwischen der
Klägerin zu 1 und der Firma ISO begrün­
det worden. In diesem letzteren Punkt er­

gehe der Beklagte sich in durch keinerlei
Anhaltspunkte auch nur im entferntesten
gestützten Vermutungen.

Zu den Auswirkungen des von der Kläge­
rin zu 1 unterzeichneten undertaking tra­
gen die Klägerinnen erneut vor, im
Lichte der vom Rat gegebenen Erläute­
rungen erweise sich Artikel 3 der Verord­
nung Nr. 1778/77 als Strafe dafür, daß
das undertaking erst fünf Monate nach
der Festsetzung des vorläufigen Antidum­
pingzolls unterzeichnet worden sei.
Der Rat weist in seiner Gegenerwide­
rung zunächst auf die Rechtsprechung
des Gerichtshofes hin, aus der sich er­
gebe, daß die gerichtliche Kontrolle wirt­
schaftspolitischer Entscheidungen auf of­
fensichtlichen Irrtum beschränkt sei.

Was die Gültigkeit des Artikels 15 der
Verordnung Nr. 459/68 anbelangt, so
bleibt der Rat bei seinem Vortrag, die
Einführung vorläufiger Antidumping­
zölle durch die Kommission entspreche
dem im Vertrag verankerten Grundsatz
der Gewaltenteilung. Da es sich um eine
provisorische Maßnahme handele, sei
nur eine erste Sachaufklärung notwendig
und eine Anhörung keineswegs zwin-

gend vorgeschrieben. Da die vorläufigen
Zölle erst im Zeitpunkt der Einführung
eines endgültigen Zolls eingezogen wür­
den, seien die Betroffenen durch die Ver­
letzung von Formvorschriften im Zuge
der Vorbereitung der Erhebung vorläufi­
ger Zölle nicht beschwert.
Im übrigen habe nur die Kommission als
Ganzes oder der Rat über die endgültige
Berechnung der Dumpingspanne entschei­
den können; daher seien die Beamten,
die die Untersuchungen geführt hätten,
weder in der Lage noch ermächtigt gewe­
sen, über diese Berechnungen irgend­
welche Aussagen zu machen. Außerdem
sei es auch sonst im Zoll- und Steuer­

recht nicht üblich, daß die Behörden den
Entwurf einer Entscheidung vorher mit
den Betroffenen im einzelnen besprä­
chen. Das gelte hier noch mehr, wo es
sich um den Erlaß einer Verordnung han­
dele.

Ferner sei die Behauptung der Klägerin­
nen unzutreffend, sie hätten in vorbildli­
cher Weise bei der Aufklärung des Sach­
verhalts mitgewirkt. Die Angaben für die
Ermittlung der Inlandspreise seien in
Form handschriftlicher Berechnungen,
meist in japanischer Sprache, vorgelegt
worden. Es habe auch sonst noch Unge­
nauigkeiten gegeben. Die Kommission
sei deshalb darauf angewiesen gewesen,
aus den einzelnen Faktoren durch eine

eigene Rechnung die Inlandsmarktpreise
zu ermitteln.

Was die Begründung angehe, so hätten
die Klägerinnen in ihrer Erwiderung kei­
nerlei Tatsachen bezeichnet, die der Rat
ohne Verletzung der Vertraulichkeit in
der Begründung der Verordnung Nr.
1778/77 hätte aufführen können.

Die Ausführungen der Klägerinnen zum
Zeitpunkt des Preisvergleichs seien min­
destens unklar, wenn nicht gar in sich
widersprüchlich. Die richtige Methode
bestehe darin, die Preise miteinander zu
vergleichen, die zum gleichen Zeitpunkt
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einerseits im Inland andererseits im Aus­

land beim Verkauf des — der Gattung
nach — gleichen Artikels erzielt würden.
Die bei der Ermittlung der Auslands­
preise berücksichtigten Korrekturfakto­
ren seien zwei Tage lang in Tokio mit
der Klägerin zu 1 erörtert worden.

Was die Anwendung der in Artikel 3 Ab­
satz 3 der Verordnung Nr. 459/68 vorge­
sehenen Berechnungsmethode betreffe,
habe die Kommission nur den im Steuer­

wie im Zollrecht allgemein anerkannten
Grundsatz angewandt, daß bei konzern­
mäßig oder in anderer Weise verbunde­
nen Unternehmen nicht die tatsächlich

berechneten, sondern die „unter den Be­
dingungen des freien Wettbewerbs" er­
zielten beziehungsweise erzielbaren
Preise zugrunde zu legen seien. Als „ge­
schäftlich miteinander verbunden" gälten
in diesen Fällen nicht nur Unternehmen,
die im Sinne des Aktien- oder Konzern­

rechts miteinander verbunden seien, son­
dern auch solche, zwischen denen son­
stige vertragliche oder außervertragliche
Beziehungen bestünden, die — abgese­
hen von den durch das Kaufgeschäft
selbst geschaffenen Beziehungen — eine
besondere Verbundenheit schüfen. Infol­

gedessen habe die Kommission die ge­
nannte Berechnungsmethode mit Recht
auch auf die ISO angewandt.

Zu der von den Exporteuren gegebenen
Zusage trägt der Beklagte vor, die Vertre­
ter der Kommission hätten in den Ver­

handlungen mit den Klägerinnen stets
darauf hingewiesen, daß die endgültige
Entscheidung beim Rat liege. Nach den
Stellungnahmen im beratenden Ausschuß
sei eine Zustimmung des Rates nur zu
der gefundenen Lösung zu erwarten ge­
wesen, mit der ein Antidumpingzoll zwar
festgesetzt, aber mit der Möglichkeit aus­
gesetzt worden sei, ihn bei einem Ver­
stoß gegen das undertaking wieder einzu­
führen. Diese, in der Verordnung Nr.
459/68 nicht ausdrücklich vorgesehene,
Lösung sei sowohl durch Artikel 17 der
Verordnung Nr. 459/68 wie durch Arti­
kel 113 EWG-Vertrag gedeckt gewesen.
Die Streithelferin ergänzt in ihrem zwei­
ten Schriftsatz ihre früheren Ausführun­

gen zur Marktlage, zum Dumping und
zur Schädigung. Sie unterstützt das Vor­
bringen des Rates, um die Rügen der
Klägerinnen zu widerlegen.

IV — Mündliche Verhandlung

Die Parteien haben in der Sitzung vom
10. und 11. Januar 1979 mündlich zur
Sache verhandelt. Der Generalanwalt hat

seine Schlußanträge in der Sitzung vom
14. Februar 1979 vorgetragen.

Entscheidungsgründe

1 Die Klägerinnen, die Nachi Fujikoshi Corporation (nachstehend: Nachi) so­
wie die Nachi (Deutschland) GmbH und die Nachi (UK) Limited (nachste­
hend: die Tochtergesellschaften) haben mit Klageschrift vom 7. Oktober
1977, bei der Kanzlei eingegangen am 10. Oktober 1977, gemäß Artikel 173
EWG-Vertrag beim Gerichtshof Klage gegen den Rat erhoben. Mit der
Klage wird die Aufhebung der Verordnung Nr. 1778/77 des Rates vom
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26. Juli 1977 zur Einführung eines Antidumpingzolls für Kugellager und Ke­
gelrollenlager mit Ursprung in Japan (ABl. L 196, S. 1) begehrt.

2 Die Federation of European Bearing Manufacturers' Associations (FEBMA)
hat mit Schriftsatz vom 7. November 1977 beantragt, als Streithelferin zur
Unterstützung der Anträge des beklagten Rates zugelassen zu werden; der
Gerichtshof hat dem Antrag durch Beschluß vom 30. November 1977 stattge­
geben.

3 Zu Beginn des Jahres 1977 hatte die Kommission gemäß Artikel 10 der Ver­
ordnung Nr. 459/68 des Rates vom 5. April 1968 über den Schutz gegen
Praktiken von Dumping, Prämien oder Subventionen aus nicht zur Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft gehörenden Ländern (ABl. L 93, S. 1) die
Sachaufklärung eingeleitet, um zu prüfen, ob möglicherweise Schutzmaßnah­
men gegen ein Dumping seitens der japanischen Hersteller von Kugellagern
und Kegelrollenlagern erforderlich seien. Gemäß Artikel 10 in Verbindung
mit Artikel 15 der Verordnung Nr. 459/68 hatte sie durch die Verordnung
Nr. 261/77 vom 4. Februar 1977 (ABl. L 34, S. 60) einen vorläufigen Anti­
dumpingzoll von 20 % — im Falle zweier Hersteller von 10 % — für Kugel­
lager, Kegelrollenlager und deren Teile mit Ursprung in Japan eingeführt.
Dieser vorläufige Zoll wurde gemäß Artikel 16 der Grundverordnung Nr.
459/68 durch die Verordnung Nr. 944/77 des Rates vom 3. Mai 1977 (ABl.
L 112, S. 1) verlängert. Im Verlaufe des von der Kommission eingeleiteten
Verfahrens verpflichteten sich die vier wichtigsten japanischen Hersteller, un­
ter ihnen Nachi, im Sinne von Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung Nr.
459/68 freiwillig, ihre Preise so zu ändern, daß die Dumpingspanne entfiel.
Am 20. Juni 1977 unterzeichneten sie die Verpflichtungserklärungen, die eine
Anhebung ihrer Ausfuhrpreise um 20 °/o vorsahen. In der Folge wurde gemäß
Artikel 17 der Verordnung Nr. 459/68 durch die Verordnung Nr. 1778/77
des Rates vom 26. Juli 1977 ein endgültiger Antidumpingzoll von 15 % für
die betreffenden Erzeugnisse eingeführt, die Anwendung dieses Zolls ausge­
setzt und die endgültige Vereinnahmung der Beträge angeordnet, die im Rah­
men des vorläufigen Zolls gemäß den Verordnungen Nr. 261/77 und 944/77
als Sicherheit für die von den vier wichtigsten japanischen Erzeugern ausge­
führten Waren geleistet worden waren.
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Zur Zulässigkeit der Klage.

4 Der Rat wendet ein, die Klage sei unzulässig, und trägt vor, der angefoch­
tene Akt sei eine Verordnung. Die Klägerinnen seien daher nicht befugt, ge­
mäß Artikel 173 Absatz 2 des Vertrages seine Aufhebung zu verlangen. Im
vorliegenden Fall handele es sich nicht um eine lediglich in der Form einer
Verordnung ergangene Entscheidung, vielmehr stelle die Verordnung Nr.
1778/77 inhaltlich eine allgemeine Regelung dar, die alle einschlägigen Er­
zeugnisse mit Ursprung in Japan erfasse und die nach Artikel 19 Absatz 1
der Verordnung Nr. 459/68 des Rates vom 5. April über den Schutz gegen
Praktiken von Dumping, Prämien oder Subventionen aus nicht zur Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft gehörenden Ländern (ABl. L 93, S. 1) als Ver­
ordnung zu erlassen sei.

5 Die Klägerinnen halten dem entgegen, der angegriffene Akt richte sich, ob­
wohl abstrakt formuliert, in Wahrheit nur gegen die Klägerin zu 1 und drei
andere japanische Hersteller der in Frage stehenden Erzeugnisse (nachste­
hend: die wichtigsten Hersteller) sowie gegen ihre Tochtergesellschaften in
der Gemeinschaft. Das dem Erlaß der Verordnung Nr. 1778/77 vorausgegan­
gene Prüfungsverfahren habe sich auf Ermittlungen beschränkt, die zunächst
bei den europäischen Tochtergesellschaften und sodann bei den wichtigsten
Herstellern in Japan durchgeführt worden seien. Der konkrete Charakter der
Maßnahme werde dadurch bestätigt, daß die Anwendung des eingeführten
Antidumpingzolls in Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung ausgesetzt und diese
Aussetzung in der drittletzten und in der vorletzten Begründungserwägung
damit begründet werde, daß die vier wichtigsten Hersteller sich verpflichtet
hätten, künftig ihre Preise zu ändern. Dieser konkrete Charakter werde fer­
ner durch Artikel 3 der Verordnung Nr. 1778/77 bestätigt, in dem die Ver­
einnahmung der im Rahmen des vorläufigen Zolls als Sicherheit geleisteten
Beträge lediglich für die von den wichtigsten Erzeugern hergestellten und
ausgeführten Waren angeordnet werde. Der angefochtene Akt stelle somit
eine Entscheidung dar, die sich allein gegen die wichtigsten Hersteller und
ihre Tochtergesellschaften richte und demgemäß als eine sie betreffende, in
Form einer Verordnung ergangene Entscheidung anzusehen sei.

6 Vor Prüfung der Zulässigkeit der Klage ist festzustellen, daß die geschäft­
liche Verbindung zwischen Nachi und ihren Tochtergesellschaften so eng ist,
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daß die Kommission während der von ihr durchgeführten Sachaufklärung zu
der Auffassung gelangt ist, auf diese Unternehmen hinsichtlich der Ausfuhr­
preise die Sonderbestimmungen des Artikels 3 Absatz 3 der Grundverord­
nung Nr. 459/68 anwenden zu sollen. Daher kann bei ihnen, was die Frage
angeht, ob sie durch den angefochtenen Akt unmittelbar und individuell be­
troffen sind, nicht zwischen Herstellern einerseits und Importeuren anderer­
seits unterschieden werden.

7 Die Verordnung Nr. 1778/77 enthält im wesentlichen drei Bestimmungen:

— Durch Artikel 1 wird ein endgültiger Antidumpingzoll von 15 % für die
betreffenden Waren mit Ursprung in Japan eingeführt und die Anwen­
dung dieses Zolls unbeschadet des Artikels 2 ausgesetzt;

— Artikel 2 regelt die Überwachung der von den wichtigsten japanischen
Herstellern gegebenen Zusagen und ermächtigt die Kommission, die Aus­
setzung aufzuheben, sobald sie feststellt, daß die Verpflichtungen umgan­
gen, nicht länger eingehalten oder gekündigt werden;

— In Artikel 3 wird die Vereinnahmung der Beträge angeordnet, die für die
von den wichtigsten Erzeugern hergestellten Waren im Rahmen des
durch frühere Verordnungen eingeführten vorläufigen Zolls als Sicherheit
geleistet wurden.

Diese drei Artikel sind im Hinblick auf die Beurteilung der Zulässigkeit der
Klage getrennt zu prüfen.

8 Aus der drittletzten und der vorletzten Begründungserwägung der Verord­
nung Nr. 1778/77 geht hervor, daß die Aussetzung des endgültigen Antidum­
pingzolls in Artikel 1 Absatz 2 erfolgt ist, weil „die vier wichtigsten japani­
schen Hersteller. . . sich . . . gegenüber der Kommission verpflichtet [haben],
künftig ihre Preise zu ändern". Da „es . . .jedoch erforderlich [ist], daß die
Kommission die Einhaltung der Zusagen überwacht und unverzüglich ein­
greift, sobald sie verletzt, umgangen oder gekündigt werden", ist in Artikel 2
der Verordnung vorgesehen, daß „die Kommission. . . in Zusammenarbeit
mit den Mitgliedstaaten genauestens die Einhaltung der von den wichtigsten
japanischen Wälzlagerherstellern gegebenen Zusagen, ihre Preise zu ändern,
[überwacht]" und „die Aussetzung . .. sofort [aufhebt]", sobald sie feststellt,
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„daß diese Verpflichtungen umgangen, nicht länger eingehalten oder gekün­
digt werden".

9 Wie sich aus diesen Begründungserwägungen ergibt, ist die umstrittene Maß­
nahme im vorliegenden Fall darauf gerichtet, die strikte Einhaltung dieser
Verpflichtungen durch die Schaffung einer zusätzlichen Sanktion sicherzu­
stellen, welchen Charakter die Einführung eines ausgesetzten Antidumping­
zolls in anderen Fällen auch immer haben mag. Somit betrifft Artikel 1,
obwohl er allgemein gefaßt ist, nur die Lage der wichtigsten japanischen
Hersteller, unter ihnen Nachi, nach Maßgabe der von ihnen eingegangenen
Verpflichtungen zur Änderung ihrer Preise.

10 Die von den Klägerinnen erhobene Klage ist daher, soweit sie sich gegen die
Artikel 1 und 2 richtet, zulässig.

11 Was die Zulässigkeit der Klage angeht, soweit diese sich gegen Artikel 3
richtet, stellt diese Bestimmung eine Sammelentscheidung dar, die eine
Gruppe namentlich bezeichneter Adressaten betrifft. Die Vereinnahmung der
im Rahmen des vorläufigen Zolls als Sicherheit geleisteten Beträge betrifft
zwar ihrer Natur nach unmittelbar alle Importeure, welche die betreffenden
Waren unter der Geltung dieses Zolls eingeführt haben; Artikel 3 weist je­
doch die Besonderheit auf, daß er nicht alle Importeure betrifft, sondern nur
diejenigen, die von den vier wichtigsten japanischen Erzeugern hergestellte
Waren eingeführt haben. Das Vorbringen des Rates und der Streithelferin,
die Importeure seien unmittelbar nur durch die Vollzugshandlungen der staat­
lichen Behörden betroffen und müßten gegebenenfalls gegen diese die zustän­
digen staatlichen Gerichte anrufen, verkennt den rein automatischen Charak­
ter dieses Vollzugs. Dieser wird im übrigen auch nicht durch innerstaatliche
Vorschriften vermittelt, sondern erfolgt allein aufgrund der gemeinschafts­
rechtlichen Regelung.

12 Die genannten Importeure sind somit durch Artikel 3 der Verordnung
Nr. 1778/77 unmittelbar und individuell betroffen. Die Klagen der Tochter­
gesellschaften in ihrer Eigenschaft als Importeure der Erzeugnisse von Nachi
sind daher insoweit zulässig.

13 Folglich ist auch die Klage von Nachi, soweit sie sich gegen diesen Artikel
richtet, zulässig.

1379



URTEIL VOM 29. 3. 1979 — RECHTSSACHE 121/77

Zur Begründetheit der Klage

14 Neben anderen Rügen, die gegen die Begründung der Verordnung
Nr. 1778/77 und gegen das ihr vorausgegangene Verfahren gerichtet sind,
machen die Klägerinnen hinsichtlich der Artikel 1 und 2 dieser Verordnung
im wesentlichen geltend, nach der Verordnung Nr. 459/68 sei es nicht zuläs­
sig, Zusagen der betroffenen Erzeuger zur Änderung ihrer Preise anzuneh­
men und gleichzeitig einen endgültigen Antidumpingzoll einzuführen.

15 Der Rat und die Streithelferin entgegnen hierauf, die angefochtene Verord­
nung sei nicht nur auf die Grundverordnung, sondern auch auf Artikel 113
des Vertrages gestützt. Diese Bestimmung, die den Rat ermächtige, im Falle
von Dumping handelspolitische Schutzmaßnahmen zu ergreifen, verleihe ihm
die Befugnis, unabhängig von den Vorschriften der Verordnung Nr. 459/68
eine Verordnung ad hoc zu erlassen. Vorliegend sei davon auszugehen, daß
er von dieser Befugnis Gebrauch gemacht habe. Da in dem von der Kommis­
sion durchgeführten Prüfungsverfahren eine die Industrie der Gemeinschaft
schädigende Dumpingspanne von mindestens 15 % festgestellt worden sei
und Nachi durch ihre Zusage stillschweigend eingeräumt habe, daß die Dum­
pingspanne 20 % betragen habe, sei es wenig befriedigend, im Fall der Nicht­
einhaltung der Verpflichtung die Untersuchung wieder aufnehmen zu müs­
sen; statt dessen sei es in einem solchen Fall eher angebracht, die Aussetzung
des endgültigen Zolls, der auf der Grundlage gesicherter Tatsachen einge­
führt worden sei, aufzuheben.

16 In Artikel 14 Absatz 1 der Grundverordnung Nr. 459/68 in der Fassung der
Verordnung Nr. 2011/73 des Rates vom 24. Juli 1973 (ABl. L 206, S. 3)
heißt es: „Stellt sich . . . heraus, daß keine Schutzmaßnahme erforderlich ist,
... so ist das Verfahren abgeschlossen." Sodann bestimmt Absatz 2 :

,,a) Der vorstehende Absatz findet auch Anwendung, wenn sich die Ausfüh­
rer während der Sachaufklärung freiwillig verpflichten, ihre Preise so zu
ändern, daß die Dumpingspanne entfällt, oder die Ausfuhr der betreffen­
den Ware nach der Gemeinschaft zu unterlassen, sofern die Kommission
nach Kenntnisnahme der im Ausschuß abgegebenen Stellungnahmen
diese Lösung für annehmbar hält.
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b) Hat die Kommission nach Maßgabe des vorstehenden Buchstabens die
dort genannte Verpflichtung angenommen, so wird die Prüfung der
Schädigung trotzdem zu Ende geführt, wenn die Ausführer dies wün­
schen oder wenn die Kommission nach Kenntnisnahme der im Ausschuß

abgegebenen Stellungnahmen es beschließt. Stellt die Kommission nach
Kenntnisnahme der Stellungnahmen im Ausschuß fest, daß keine Schädi­
gung vorliegt, so wird die Verpflichtung der Ausführer von selbst hinfäl­
lig, es sei denn, daß diese ihre Weitergeltung bestätigen.

c) Die Ausführer können davon absehen, eine solche Verpflichtung zu über­
nehmen, oder sich weigern, einer entsprechenden Aufforderung der
Kommission nachzukommen, ohne damit ihrer Sache zu schaden. Es
steht jedoch der Kommission frei, festzustellen, daß die Drohung einer
Schädigung mit größerer Wahrscheinlichkeit eintreten wird, wenn die
Dumpingeinfuhren andauern.

d) Stellt die Kommission fest, daß die von den Ausführern eingegangenen
Verpflichtungen umgangen, nicht eingehalten oder gekündigt worden
sind und daß aus diesem Grunde Schutzmaßnahmen erforderlich sein

könnten, unterrichtet sie hiervon unverzüglich die Mitgliedstaaten und
nimmt die Sachaufklärung im Sinne von Artikel 10 wieder auf.

e) Artikel 18 Absatz 1 wird auf die Verpflichtungen, welche die Ausführer
gemäß diesem Artikel eingegangen sind, entsprechend angewandt. Diese
Verpflichtungen können nach dem Verfahren dieses Artikels geändert
werden."

17 Dagegen ist für den Fall, daß das Verfahren der Sachaufklärung fortgesetzt
wird, in Artikel 17 der Verordnung folgendes bestimmt:

„1. Ergibt sich aus der endgültigen Feststellung der Tatsachen, daß Dum­
ping und Schädigung vorliegen, und erfordern die Interessen der Ge­
meinschaft ein gemeinschaftliches Eingreifen, so legt die Kommission
nach Kenntnisnahme der im Ausschuß abgegebenen Stellungnahmen
dem Rat einen Vorschlag vor. Dieser Vorschlag umfaßt auch die in Ab­
satz 2 genannten Fragen.

2. a) Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit. Ist Artikel 15 Absatz 1
angewandt worden, so bestimmt der Rat unbeschadet von Artikel 15
Absatz 2, inwieweit der Betrag, für den auf der Grundlage eines vor­
läufigen Zolls Sicherheit geleistet wurde, endgültig zu vereinnahmen
ist.
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b) Die endgültige Vereinnahmung dieses Betrages kann nicht beschlos­
sen werden, wenn sich nicht aus der endgültigen Feststellung der Tat­
sachen ergibt, daß eine bedeutende Schädigung — und nicht nur die
Drohung einer bedeutenden Schädigung oder eine erhebliche Verzö­
gerung bei der Errichtung eines Wirtschaftszweigs — vorliegt oder
daß eine solche Schädigung verursacht worden wäre, wenn keine vor­
läufigen Maßnahmen angewandt worden wären."

18 Im Lichte dieser Bestimmungen ist es nicht zulässig, daß ein und dasselbe
Antidumpingverfahren zugleich mit der Annahme einer Verpflichtung des
Ausführers oder der Ausführer zur Änderung ihrer Preise durch die Kommis­
sion und mit der Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls durch den
Rat auf Vorschlag der Kommission endet.

19 Der Auffassung, im vorliegenden Fall seien die Verpflichtungserklärungen
erst nach der Sachaufklärung unterzeichnet worden, kann nicht zugestimmt
werden. Denn die Sachaufklärung endet erst in dem Zeitpunkt, in dem die
Kommission dem Rat ihre Vorschläge unterbreitet. Es steht jedoch fest, daß
die Verpflichtungserklärungen am 20. Juni 1977, vor der Sitzung des in Arti­
kel 12 Absatz 2 der Verordnung Nr. 459/68 vorgesehenen beratenden Aus­
schusses, die am 21. Juni 1977 stattfand, unterzeichnet worden sind. In ihrem
Vorschlag an den Rat vom 4. Juli 1977 nahm die Kommission auf diese Ver­
pflichtungen Bezug und hielt sie für „annehmbar". Der Rat nahm, wie vorste­
hend ausgeführt, sowohl in den Begründungserwägungen wie in den Bestim­
mungen der Verordnung Nr. 1778/77 auf diese Verpflichtungen als auf beste­
hende gültige Verpflichtungen Bezug. Infolgedessen kann der Umstand, daß
die Kommission die Annahme der Verpflichtung erst am 3. August 1977 mit­
geteilt hat, nicht als Hinweis dafür angesehen werden, daß diese Annahme
nur „vorbehaltlich" der als Sanktion gedachten Einführung eines endgültigen
Antidumpingzolls unter gleichzeitiger Aussetzung seiner Anwendung erfolgt
sei.

го Die Verpflichtung des Ausführers zur Änderung seiner Preise zieht im Gegen­
teil gemäß Artikel 14 den Abschluß des Verfahrens nach sich, so daß die
Anwendung von Artikel 17 der Verordnung Nr. 459/68 ausgeschlossen ist.
Wenn es in Artikel 14 heißt, daß diese Folge nur eintritt, „sofern die Kom­
mission nach Kenntnisnahme der im Ausschuß abgegebenen Stellungnahmen
diese Lösung für annehmbar hält", bedeutet dies keineswegs, daß die Kom­
mission und gegebenenfalls der Rat das Verfahren bis zum Verfahrenssta­
dium des Artikels 17 fortsetzen können und die Möglichkeit haben, die Ver-

1382



NACHI FUJIKOSHI / RAT

pflichtung nur gleichzeitig mit der Einführung eines endgültigen Antidum­
pingzolls anzunehmen. Eine derartige Verknüpfung von Akten, die sich ih­
rem Wesen nach widersprechen, wäre mit dem System der Grundverordnung
unvereinbar.

21 Demgemäß ist das Argument zurückzuweisen, um die Einhaltung der Ver­
pflichtungen zu überwachen und bei Verstößen Sanktionen verhängen zu
können, sei diese Verknüpfung wirkungsvoll. Denn die Bestimmungen der
Verordnung Nr. 459/68 und insbesondere deren Artikel 14 Absatz 2 Buch­
stabe d sehen vor, daß die Kommission in einem solchen Fall die Sachaufklä­
rung im Sinne von Artikel 10 wiederaufzunehmen hat. Diese Bestimmung
schließt für die Kommission die Möglichkeit ein, unverzüglich einen vorläufi­
gen Antidumpingzoll einzuführen oder andere notwendige Maßnahmen zu
ergreifen, wenn sie die Voraussetzungen hierzu für gegeben hält; sie verlangt
jedoch, daß diese Akte aufgrund der durch die Nichteinhaltung der Ver­
pflichtung entstandenen Lage erlassen werden. Jedenfalls soll die Verord­
nung Nr. 459/68 sicherstellen, daß die zu ergreifenden Maßnahmen unter
Beachtung der in Artikel 10 vorgesehenen Förmlichkeiten und Sicherungen
getroffen werden.

22 Die Auffassung schließlich, die Verordnung Nr. 1778/77 stelle eine Maß­
nahme sui generis dar, die sich unmittelbar auf Artikel 113 des Vertrages
stütze und den Bestimmungen der Verordnung Nr. 459/68 nicht unterliege,
verkennt, daß das gesamte in Frage stehende Verfahren im Rahmen der Be­
stimmungen dieser Verordnung abgelaufen ist. Hat der Rat einmal eine allge­
meine Verordnung zur Verwirklichung einer der Zielsetzungen von Artikel
113 des Vertrages erlassen, so kann er von den so aufgestellten Regeln bei
ihrer Anwendung auf den Einzelfall nicht abweichen, ohne Störungen im
Rechtsetzungssystem der Gemeinschaft hervorzurufen und den Grundsatz
der Gleichheit der Bürger vor dem Gesetz zu verletzen.

23 Die Klage ist daher insoweit begründet.

24 Was den ebenfalls angefochtenen Artikel 3 der Verordnung Nr. 1778/77 an­
geht, teilt dieser unter den obwaltenden Umständen das Schicksal der Artikel
1 und 2 dieser Verordnung.
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25 Wenn nämlich die von den vier wichtigsten japanischen Herstellern unter­
zeichneten Verpflichtungserklärungen zur Folge hatten, daß das Verfahren
gemäß Artikel 14 der Grundverordnung abgeschlossen werden mußte, so er­
gibt sich daraus, daß kein Raum für die Anwendung von Artikel 17 war, der
den Rat ermächtigt, die Vereinnahmung der Beträge zu beschließen, für die
auf der Grundlage vorläufiger Zölle Sicherheit geleistet worden ist. Aus Arti­
kel 17 geht im übrigen hervor, daß eine solche Entscheidung nur zusammen
mit der Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls getroffen werden
darf. Insbesondere darf die Kommission einen Beschluß über die Vereinnah­

mung der als Sicherheit geleisteten Beträge nur vorschlagen, wenn sie „ein
gemeinschaftliches Eingreifen", d. h. die Einführung eines endgültigen Anti­
dumpingzolls, vorschlägt.

26 Diese Auslegung wird durch Artikel 16 Absatz 2 bestätigt, wonach die Kom­
mission dem Rat spätestens einen Monat vor dem Auslaufen des vorläufigen
Antidumpingzolls einen Vorschlag vorzulegen hat, der ein gemeinschaftliches
Eingreifen vorsieht. Sie wird ebenfalls durch den Wortlaut von Artikel 17
Absatz 2 Buchstabe b gestützt. Denn gemäß Artikel 19 Absatz 3 der Grund­
verordnung darf ein vorläufiger Antidumpingzoll nur nach Maßgabe der fest­
gestellten Dumpingspanne vereinnahmt werden und nur, soweit eine bedeu­
tende Schädigung festgestellt worden ist. Auch der Rat selbst scheint dies so
verstanden zu haben, als er in Artikel 3 der angefochtenen Verordnung be­
stimmt hat, daß die als Sicherheit geleisteten Beträge „endgültig vereinnahmt
[werden], soweit sie den in dieser Verordnung festgelegten Zollsatz nicht
überschreiten"; dabei handelt es sich um den Satz des endgültigen Antidum­
pingzolls, dessen Anwendung ausgesetzt worden war.

27 Die Klage ist damit auch insoweit begründet. Da Artikel 4 der Verordnung
Nr. 1778/77 lediglich das Inkrafttreten der vorangehenden Bestimmungen
regelt, steht einer Aufhebung dieser Verordnung in ihrer Gesamtheit nichts
entgegen.

28 Aus dem Vorstehenden wie auch aus dem Vorbringen der Klägerinnen in
den parallelen Rechtssachen 113/77, 118/77, 119/77 und 120/77 ergibt sich,

1384



NACHI FUJIKOSHI / RAT

daß die Verordnung Nr. 1778/77 rechtswidrig und die Klage daher begrün­
det ist. Entsprechend den Klageanträgen ist sonach die angefochtene Verord­
nung aufzuheben. Es ist jedoch darauf hinzuweisen, daß die Aufhebung der
Verordnung Nr. 1778/77 in keiner Weise die von den vier wichtigsten japani­
schen Herstellern abgegebenen Verpflichtungserklärungen berührt, durch
welche diese sich verpflichtet haben, ihre Preise so zu ändern, daß die Dum­
pingspanne entfällt. Diese Verpflichtungen bleiben daher in vollem Umfang
gültig und unterliegen weiterhin den Bestimmungen von Artikel 14 Absatz 2
in Verbindung mit Artikel 10 der Verordnung Nr. 459/68.

Kosten

29 Nachi hat mit ihrer Klage obsiegt. Der Rat hat daher die Kosten des Verfah­
rens der einstweiligen Anordnung und des Verfahrens in der Hauptsache mit
Ausnahme der durch den Beitritt der Streithelferin verursachten Kosten zu

tragen. Die Streithelferin hat ihre eigenen und die den Klägerinnen durch
den Beitritt entstandenen Kosten zu tragen.

Aus diesen Gründen

hat

DER GERICHTSHOF

für Recht erkannt und entschieden:

1. Die Verordnung Nr. 1778/77 des Rates vom 26. Juli 1977 zur Einfüh­
rung eines Antidumpingzolls für Kugellager und Kegelrollenlager mit
Ursprung in Japan wird aufgehoben.
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2. Der Rat wird verurteilt, die Kosten des Verfahrens der einstweiligen
Anordnung und des Verfahrens in der Hauptsache mit Ausnahme der
durch den Beitritt der Streithelferin verursachten Kosten zu tragen.

3. Die Streithelferin hat ihre eigenen und die den Klägerinnen durch den
Beitritt entstandenen Kosten zu tragen.

Kutscher Mertens de Wilmars Mackenzie Stuart Donner Pescatore

Sørensen O'Keeffe Bosco Touf fait

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 29. März 1979.

Der Kanzler

A. Van Houtte

Der Präsident

H. Kutscher

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS
JEAN-PIERRE WARNER

(siehe Rechtssache 113/77, S. 1212)
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